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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung bestimmter, die 
Gewährung von Zuschüssen aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, betreffender Fristen für die Jahre 1972, 
1973 und 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 20 Absatz 1 erster Unterabsatz der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG des Rates vom 5. Fe- 
bruar 1964 über die Bedingungen für die Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 847/72“), müssen die An- 
träge auf Zuschüsse aus dem Fonds, Abteilung Aus- 
richtung, der Kommission alljährlich bis zum 1. Ok- 
tober vorgelegt werden; die Kommission muß bis 
zum 31. Dezember des folgenden Jahres eine Sach- 
entscheidung treffen. 

Gemäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2140/ 
72 des Rates vom 3. Oktober 1972 zur Verlängerung 
bestimmter, die Gewährung von Zuschüssen aus dem 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, betref- 
fender Fristen für die Jahre 1971, 1972 und 1973 ^) 
ist der Termin, bis zu dem die Kommission über die 
Anträge auf Beteiligung des Fonds befinden muß, die 
ihr innerhalb der Fristen nach Artikel 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 847/72 des Rates vom 24. April 1972 
über 'die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Ausrichtung, für das Jahr 1972 vorgelegt worden 
sind, auf den 30. September 1973 verschoben worden. 


Da es nicht möglich sein wird, die genannten 
Entscheidungen fristgerecht zu treffen, muß der Ter- 
min erneut verschoben werden. 

Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2140/ 
72 ist die Frist für die Einreichung von Anträgen 
auf Zuschüsse für das Jahr 1973 bis zum 30. Juni 
1973 verlängert worden. Mit der Prüfung dieser 
Anträge, die ein Jahr in Anspruch nimmt, kann erst 
ab 1. November 1973 begonnen werden; daher muß 
auch der Termin, bis zu dem die Kommission über 
die Anträge entscheiden muß, hinausgeschoben wer- 
den. 

Die für das Jahr 1974 einzureichenden Anträge 
können erst von diesem Zeitpunkt an geprüft wer- 
den, so daß auch hierfür die Antragsfrist verlängert 
werden muß — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Termin, bis zu dem die Kommission gemäß Arti- 
kel 20 Absatz 1 erster Unterabsatz zweiter Satz der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG über Anträge auf Zu- 
schüsse aus dem Fonds, Abteilung Ausrichtung, die 
innerhalb der in Artikel 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 847/72 für das Jahr 1972 und innerhalb der in 
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Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2140/72 für 
das Jahr 1973 vorgesehenen Fristen bei ihr einge- 
reicht wurden, entscheiden muß, wird für die für das 
Jahr 1972 vorgelegten Vorhaben auf den 31. Okto- 
ber 1973 und für die für das Jahr 1973 vorgelegten 
Vorhaben auf den 31. Oktober 1974 verschoben. 


Artikel 2 

Die in Artikel 20 Absatz 1 erster Unterabsatz erster 
Satz der Verordnung Nr. 17/64/EWG festgesetzte 
Frist für die Einreichung von Anträgen auf Zuschüs- 
se aus dem Fonds, Abteilung Ausrichtung, wird für 
Anträge auf Zuschüsse für das Jahr 1974 dahin ge- 
hend verlängert, daß die Mitgliedstaaten die für das 
Jahr 1974 vorgesehenen Vorhaben spätestens am 
30. Juni 1974 vorlegen müssen. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
4. Oktober 1973 - 1/4 (IV/ 1 )~680 70-E-Au 30/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 20, September 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


1. Uber die für das Jahr 1971 eingereichten Anträ- 
ge auf Zuschüsse aus dem EAGFL, Abteilung Aus- 
richtung, hat die Kommission im Juni, Juli und 
Dezember 1972 entschieden. Wegen Personalman- 
gels und der großen Anzahl der eingereichten An- 
träge (1017) wurden diese Entscheidungen mit einer 
einjährigen Verspätung gegenüber dem durch die 
Verordnung Nr. 17/64/EWG vorgesehenen Termin 
getroffen. 

Die Anträge auf Zuschüsse für das Jahr 1972 konnten 
also erst ab Dezember 1972 geprüft werden. Im Juni 
1973 gewährte die Kommission Zuschüsse von ins- 
gesamt 72 757 269 Rechnungseinheiten für 193 Vor- 
haben. 

2. Die Kommission hatte gehofft, daß der eingetre- 
tene Rückstand bei der Prüfung der Anträge im 
Laufe des Jahres 1973 durch die beschlossene Ver- 
stärkung des Personals um drei Monate verkürzt 
werden könnte, jedoch hat sich diese Verstärkung 
innerhalb der vorgesehenen Fristen noch nicht aus- 
gewirkt. Die Kommission wird also ihre Entschei- 
dungen über die restlichen Vorhaben nicht bis zum 
30. September 1973, dem durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2140/72 festgelegten Termin treffen kön- 
nen. Es wird daher erforderlich sein, diesen Termin 
auf den 31. Oktober 1973 zu verschieben, so daß der 
Rückstand nur um zwei Monate aufgeholt werden 
kann. 


3. Für das Jahr 1973 sollen ab 1. November 1973 
etwa 1400 Anträge auf Zuschüsse geprüft wer- 
den. Diese Anzahl stellt eine Zunahme um 40 v. H. 
gegenüber den für 1972 eingereichten Anträgen dar. 
Hinzu kommen die Schwierigkeiten im Zusammen- 
hang mit der Erweiterung: Amtsantritt neuer Beam- 
ter und Übersetzungen in die neuen Sprachen der 
Gemeinschaft. Ferner muß damit gerechnet werden, 
daß die Prüfung der von den neuen Mitgliedstaaten 
eingereichten Anträge mehr Zeit erfordert, da sie 
noch nicht über die nötige Erfahrung auf dem Ge- 
biet verfügen. 

Angesichts dieser Schwierigkeiten dürfte es nicht 
möglich sein, im Laufe des Jahres 1974 noch mehr 
Rückstand aufzuholen. Es wird daher erforderlidi 
sein, den Termin, bis zu dem die Kommission eine 
Entscheidung in der Sadie selbst über die für das 
Jahr 1973 eingereichten Anträge treffen muß, auf 
den 31. Oktober zu verschieben. 

4. Da die für das Jahr 1974 einzureidienden Anträ- 
ge erst nadi diesem Zeitpunkt geprüft werden kön- 
nen, erscheint es zweckmäßig, die Frist für die Ein- 
reichung dieser Anträge bis zum 30. Juni 1974 zu 
verlängern. 


3 



